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„Da ist noch die eine oder andere diskriminierende Regelung im 
Sozialrecht, die mich nicht überleben soll…“

Dr. Oliver Tolmein ist Fachanwalt für Medizinrecht. Er 
hat von 1995–1999 das Studium der Rechtswissenscha!en 
an der Universität Hamburg absolviert. In der von ihm 
mitbegründeten „Kanzlei Menschen und Rechte“ hat er 
sich auf Antidiskriminierungsrecht und Nebenklagever-
tretung spezialisiert, er vertritt aber auch medizin- und 
behindertenrechtliche Mandate. Im Interview mit den 
Hamburger Rechtsnotizen berichtet er über seinen unge-
wöhnlichen juristischen Werdegang, über aktuelle Fragen 
und Problematiken des Behindertenrechts und nimmt 
Stellung zu bioethischen Debatten wie der um die Präim-
plantationsdiagnostik.

Vor Ihrer Tätigkeit als Rechtsanwalt waren Sie als Re-
gieassistent, Redakteur und Autor tätig. Warum haben 
Sie sich für ein Studium der Rechtswissenschaften an 
der Universität Hamburg entschieden?
Das Studium der Rechtswissenscha!en habe ich auf An-
raten einer langjährigen Freundin begonnen, die mir 
nahelegte, endlich mal etwas Vernün!iges zu machen. 
Nachdem der Verlag der „jungen welt“, deren Chefre-
dakteur ich damals war, pleitegegangen war, hatte ich im 
Journalismus alle Positionen mal besetzt, Regieassistent 
wollte ich auch nicht mehr sein, also studierte ich Jura.

Was war Ihre Motivation, eine Kanzlei zu gründen?
Bereits während des Studiums wusste ich, dass ich an 
der anwaltlichen Tätigkeit nicht besonders viel Interes-
se hatte; ich wollte wissen, wie Normen gesetzt werden 
und wie sie funktionieren. Nach dem ersten Staatsexa-
men war ich deshalb zunächst wissenscha!licher Mit-
arbeiter an der Universität Hamburg und dann wieder, 
als ich aus Hamburg wegzog nach Baden-Württemberg, 
Journalist. Das zweite Staatsexamen wollte ich nicht ab-
solvieren, weil mir die Vorstellung nicht sonderlich at-
traktiv erschien, noch einmal Examensarbeiten schrei-
ben zu müssen. Dann bin ich mit meiner Familie nach 
Lüneburg gezogen, wo meine erste Frau eine Juniorpro-
fessur bekommen hatte und ich für die Kindererziehung 
zuständig war und noch einen Nebenjob brauchte. Das 
Referendariat erschien mir dafür passend zu sein, da es 
in Lüneburg auch alle Gerichte in weniger als 5 Radmi-
nuten von unserer Wohnung gab. Meine Anwaltsstati-
on habe ich in Hamburg bei Graf von Westphalen, einer 
großen wirtscha!srechtlichen Kanzlei, absolviert, weil 
ich die Arbeit auf der Seite auch mal kennen lernen woll-
te – und wann kann man das sonst schon? Das war sehr 
spannend und mit manchen Kolleg/innen von dort bin 
ich heute befreundet, aber mir war auch ganz klar, dass 

ich diese Art von Rechtsvertretung, bei der man zuver-
lässig auf der (aus meiner Sicht) falschen Seite steht, nicht 
machen wollte. Und so blieb mir eigentlich nur noch die 
Option, eine eigene Kanzlei zu gründen. Das habe ich 
dann gemacht und war zunächst Einzelanwalt in einer 
Bürogemeinscha!. Dies stellte mich aber vor eine un-
befriedigende Wahl: Denn entweder macht man feld-, 
wald- und wiesenmäßig alles oder man muss viele Men-
schen wegen bestimmter Rechtsangelegenheiten an Kol-
leg/innen verweisen und hat dann mit den Verfahren gar 
nichts mehr zu tun. Deshalb wurde mir klar, dass ich 
mit Dr. Babette Tondorf (mit der ich mich im zweiten 
Semester zusammen durch ein wunderbar ärgerliches 
Polizeirechtsseminar gequält hatte) und mit Gabriela 
Lünsmann (die in meiner Bürogemeinscha! saß) zusam-
men eine Kanzlei gründen möchte, in der verschiedene 
Schwerpunkte abgedeckt werden. Und das war dann die 

„Kanzlei Menschen und Rechte“. 

Hatten Sie juristische Vorbilder?
Juristische Vorbilder nicht, aber es gab wichtige Perso-
nen, die mich motiviert haben, das Studium aufzuneh-
men und durchzuhalten. Prof. Dr. "eresia Degener1, 
eine langjährige Freundin von mir, hat sicherlich für die 
Entscheidung, dass ich Jura studiert habe und dafür, dass 
ich überhaupt einen Zugang zum Recht und insbesonde-
re zum Behindertenrecht bekommen habe, eine wichtige 
Rolle gespielt. Einen großen Anteil daran, dass ich dann 
durchgehalten habe, obwohl ich mit Mitte Dreißig relativ 
spät mit dem Studium an#ng, hatte mein späterer Dok-
torvater Prof. Dr. Rainer Keller. Mit ihm hatte ich früh-
zeitig jemanden, mit dem ich auch mal über etwas an-
deres als über Klausurfälle reden konnte. Und mit Prof. 
Dr. Reinhard Merkel hatte ich einen zuverlässigen Geg-
ner für Kontroversen vor allem bioethischer Art – auch 
nicht unwichtig…

Welche Bedeutung haben Grund- und Menschenrechte 
in Ihrer anwaltlichen Tätigkeit?
Die Kanzlei heißt ja nicht „Kanzlei Menschenrechte“, 
sondern „Menschen und Rechte“. Wir befassen uns mit 
dem Verhältnis der Menschen zu ihren Rechten. Wie 
können sie ihre Rechte wahrnehmen? Wie wirken die 

1 Prof. Dr. "eresia Degener ist Professorin für Recht und Disability 
Studies an der Evangelischen Fachhochschule Rheinland-Westfalen-
Lippe in Bochum und Mitglied im Ausschuss der UN-Behinderten-
rechtskonvention. Sie ist contergangeschädigt und eine Aktivistin der 
bundesdeutschen Behindertenbewegung. 1981 war sie maßgeblich an 
der Durchführung des „Krüppeltribunals“ (s. auch Fn. 3) beteiligt.
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Rechte, die Menschen haben, auf diese zurück? Aber na-
türlich befassen wir uns auch mit Menschenrechten, die 
ja auch Rechte sind… Was Menschenrechte sind und wie 
sie sich auswirken, darüber kann man lange philosophie-
ren. Wenn ich mir ein Rechtsdokument anschaue, das für 
unsere Arbeit von besonderer Bedeutung ist, nämlich das 
Abkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen, die sogenannte „Behin-
dertenrechtskonvention“, dann sind dort ja die grund-
legenden verbrie!en Menschenrechte für Menschen mit 
Behinderung festgelegt. Diese „Behindertenrechtskon-
vention“ prägt sicherlich ein Drittel der Verfahren, die 
wir in behindertenrechtlichen Zusammenhängen haben. 
Wir müssen uns bei der Interpretation und Anwendung 
sozialrechtlicher (oder auch schulrechtlicher oder bau-
rechtlicher) Normen damit auseinandersetzen. Wäh-
rend die Gegenseite fast immer mit #nanziellen Aspek-
ten kommt, ist für uns die Frage: „Was bedeutet das in 
der Konsequenz für den/die Betro$ene/n?“ Wenn die 
Norm zur Einschränkung von Handlungsmöglichkeiten 
führt, sind damit natürlich Grundrechte tangiert. Das 
spielt für uns in der Argumentation eine wichtige Rol-
le. Aber man muss aufpassen, denn sich auf Grund- und 
Menschenrechte zu berufen – das ist das, was viele nicht 
verstehen – heißt nicht, einen allgemeinen, vom Recht 
losgelösten ethischen Diskurs zu führen, in dem Phrasen 
gedroschen werden, sondern es kommt darauf an, in den 
vergleichsweise alltäglich wirkenden Rechten das Ele-
ment von Grund- und Menschenrechten zu entdecken, 
das diese prägen und ausfüllen muss.

Am 8. Dezember 2011 trat nach heftigen Bundestagsde-
batten das Präimplantationsdiagnostikgesetz in Kraft. 
Wie bewerten Sie das Gesetz aus ethischer und recht-
licher Sicht?
Aus rechtlicher Sicht ist das Gesetz zur Präimplantati-
onsdiagnostik ein richtig schlechtes Gesetz, weil der Re-
gelungsgehalt unklar bleibt. Das hängt natürlich zum ei-
nen damit zusammen, dass die naturwissenscha!liche 
und medizinische Problematik, die dahinter steckt, aus-
gesprochen komplex ist. Es hängt aber auch damit zu-
sammen, dass die entscheidenden Begri%ichkeiten un-
bestimmte Rechtsbegri$e sind und es einen Verweis auf 
eine noch zu erstellende Rechtsverordnung2 gibt. Diese 
Rechtsverordnung hat aber eine so prägende Auswir-
kung auf den Inhalt des Gesetzes, dass man eigentlich 
das Gesetz ohne die Kenntnis dieser bis heute noch nicht 
erlassenen Rechtsverordnung gar nicht bewerten kann. 
Die Bundesregierung hat es nicht gescha&, die entspre-
chende Rechtsverordnung zeitnah auf den Weg zu brin-
gen. Bis heute gibt es nicht mal einen Referentenentwurf – 

2 In der Rechtsverordnung sollen nach § 3a III 3 PräimpG u. a. die 
Zulassungsvoraussetzungen von Zentren, in denen die PID durchge-
führt werden darf, sowie die Zusammensetzung, Verfahrensweise und 
Finanzierung sog. Ethikkommissionen, die über die Zulässigkeit der 
PID im Einzelfall zu entscheiden haben, festgelegt werden.

deprimierend. Deprimierend auch deswegen, weil dieses 
Gesetz im Kern diskriminierend ist. Es stu! den Wert 
von Leben ab. Es besagt, dass unter bestimmten Bedin-
gungen eine Auswahl unter mehreren Embryonen nach 
vorher festgelegten Kriterien getro$en werden (und da-
mit Embryonen auch das Lebensrecht genommen wer-
den) kann und zwar ohne, dass eine Notstandssituati-
on wie in den §§ 218, 218a, 219 StGB vorliegen müsste. 
Das ist ein Schritt, den der Gesetzgeber nicht hätte gehen 
dürfen. 

Halten Sie die Befürchtung einer Selektion von Men-
schen mit Behinderung für begründet? Wo liegen die 
Grenzen der Präimplantationsdiagnostik (PID)? 
Man muss zunächst einschränkend festhalten, dass die 
PID immer voraussetzt, dass wir eine Situation der In-
vitro-Fertilisation haben, also der künstlichen Befruch-
tung. Das wird auch in Zukun! sicherlich kein Mas-
senverfahren sein, weil die Kosten und der technische 
Aufwand sehr hoch sind. Die PID hat aber einen selek-
tiven Charakter und es ist hier ein qualitativer Schritt 
gegangen worden. Tatsächlich sind andere pränataldiag-
nostische Verfahren, die außerhalb der PID angewendet 
werden, für die Frage einer quantitativen Selektion, also 
zum Beispiel von Menschen mit Down-Syndrom, viel 
bedenklicher, beispielsweise die im Sommer 2012 auf 
den Markt kommenden so genannten molekulargeneti-
schen Tests zur Fahndung nach Embryonen mit Down-
Syndrom, und sie werden numerisch eine sehr viel 
größere Rolle spielen. Aber die PID ist die einzige Tech-
nologie, die nicht nur ermöglicht, negativ zu selektieren, 
zu sagen: „Das wollen wir nicht!“, sondern auch positiv 
zu selektieren, zu sagen: „Das wollen wir!“ Das wird in 
Deutschland zwar im Augenblick zumindest nicht o$en 
praktiziert. Aber die Technologie hat dieses Potenzial. 

In Großbritannien gab es bereits einen Fall, bei dem ein 
Kind als Stammzellenspender für seinen Bruder unter 
Zuhilfenahme der PID gezeugt wurde…
Bei der positiven Selektion gibt es mehrere Problematiken. 
Eine ist diese Problematik der sogenannten „Rettungsge-
schwisterkinder“, das heißt Kinder, die erzeugt werden, 
damit sie Nabelschnurblut für Transplantationszwecke 
bei Geschwisterkindern bereithalten, um diese heilen zu 
können. Zu dieser Problematik des typischen „Designer-
kindes“ habe ich ein etwas ambivalentes Verhältnis. Mei-
ner Meinung nach ist die Rettungsmotivation so stark, 
dass diese Fälle ethisch gar nicht so bedenklich sind wie 
manche andere – zumindest wenn man davon ausgeht, 
dass das „Rettungskind“ nicht nur gezeugt wird, um zu 
retten, sondern, dass es auch unabhängig davon von der 
Familie gewünscht ist (und dort geliebt wird und auf-
wachsen kann, auch wenn die geplante Rettung zum Bei-
spiel scheitern sollte). Das viel größere Problem ist die 
negative Selektion nach Behinderungen, in diesem Fall 
gegenüber dem „Rettungsgeschwisterkind“. Natürlich 
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gibt es auch noch die Geschlechterselektion, bei der sich 
konkret für bzw. gegen ein Geschlecht des Kindes ent-
schieden wird. Und natürlich gibt es im Laufe der Ent-
wicklungsphasen sicherlich noch ganz andere vorstell-
bare Selektionsmöglichkeiten. Dieses Potential für hoch 
ausdi$erenzierte Entscheidungen für die Bescha$enheit 
oder Nicht-Bescha$enheit eines Kindes ist meines Er-
achtens das eigentliche Problem. 

30 Jahre „Krüppeltribunal“3. Mittlerweile sind die UN-
Konventionen über Rechte von Menschen mit Behinde-
rung in Kraft getreten. Wie bewerten Sie die Lage von 
Menschen mit Behinderung in Deutschland heute?
Die Lage von Menschen mit Behinderung ist durch zwei 
gegenläu#ge Trends gekennzeichnet. Auf der einen Seite 
haben wir, insbesondere durch den Ein'uss des europä-
ischen Rechts, eine Reihe neuer Antidiskriminierungs-
regelungen, die Menschen mit Behinderung das Leben 
erleichtern und die ihnen auch bestimmte grundlegende 
Rechte verscha$en, mit denen sie sich im Alltag passabel 
zur Wehr setzen können. Auf der anderen Seite haben 
wir aufgrund der modernen medizinischen Entwicklung 
und der Verschiebung sozialer Werte eine Situation, in 
der Menschen mit Behinderung es immer schwerer ha-
ben, überhaupt auf die Welt zu kommen. Sie werden prä-
natal selektiert, sie werden im Rahmen der PID selek-
tiert, im Alter oder nach Unfällen stellt sich die Frage, ob 
lebenserhaltende Maßnahmen begonnen oder weiterge-
führt werden sollen, Menschen mit schweren Behinde-
rungen gelten als Kandidat/innen für assistierten Suizid 
oder sogar Tötung auf Verlangen und die gesellscha!li-
che Akzeptanz von einem Leben mit Behinderung als ei-
nem Leben, das nicht voll den Leistungs- und Selbststän-
digkeitsnormen entspricht, ist eher geringer geworden.

Ist die „Behindertenquote“ ein angemessenes Mit-
tel, um Menschen mit Behinderung in die Arbeits-
welt zu integrieren? Wie wird die Quote von Unter-
nehmer/innen, wie von Menschen mit Behinderungen 
wahrgenommen?
Die Beschä!igungsquote nach dem SGB IX ist, zumin-
dest in der Form, in der sie hier praktiziert wird, kein 
besonders taugliches Mittel. Sie führt erstens dazu, dass 
sich die Unternehmen relativ leicht von dieser Verp'ich-
tung freikaufen können, weil die Gelder, die sie zahlen 
müssen, um eine/n Behinderte/n nicht zu beschä!igen, 
nicht sonderlich hoch sind. Die Forderung, die von Sei-
ten der Behindertenbewegung immer wieder gestellt 
worden ist, ist eine Ausgleichszahlung in Höhe eines 
durchschnittlichen Monatslohnes, wenn ein Unterneh-
men eine/n Behinderte/n nicht beschä!igt. Von der Er-

3 Eine der wichtigsten Protestaktionen der radikalen deutschen Be-
hindertenbewegung gegen das „UN-Jahr der Behinderten“ 1981. Ange-
klagt wurden unter anderem Menschenrechtsverletzungen in Heimen, 
Werkstätten für Behinderte und Psychiatrien sowie Missstände des öf-
fentlichen Personen-Nahverkehrs im Wohlfahrtsstaat Deutschland.

füllung dieser Forderung sind wir weit, weit entfernt. 
Zweitens wird bei der Quote natürlich auch nicht sicher-
gestellt, dass alle Beschä!igungsebenen gleichermaßen 
berücksichtigt werden. Faktisch ist es so, dass in der Re-
gel Menschen mit Behinderung in den schlechter quali-
#zierten Jobs beschä!igt werden. Außerdem hat man bei 
der Beschä!igtenquote immer das Stigma, den Job nur 
bekommen zu haben, weil man zu einer quotenmäßig 
bevorzugten Gruppe gehört. Das Problem kennen wir 
auch von der Debatte um eine Frauenquote. 

Man könnte das Instrument der Quote durch Erhö-
hung der Ausgleichszahlungen besser nutzen. Aber ei-
gentlich sind weitere Instrumente nötig, die unbedingt 
parallel zur Quote beschritten werden müssen: Der Aus-
bau der Antidiskriminierungsregelungen und die Schaf-
fung stärkerer und besserer Schutzmöglichkeiten für 
behinderte Bewerber/innen. Stichwort in diesem Zu-
sammenhang ist das anonymisierte Bewerbungsverfah-
ren, das Menschen mit Behinderung ermöglicht, sich 
unerkannt zu bewerben und ihre Behinderung gar nicht 
oder erst zu einem späteren Zeitpunkt zu o$enbaren. 

Wie bewerten Sie die aktuelle Debatte zum Thema 
Organspende? Trotz umfangreicher Kampagnen sind 
die Zahlen der Organspender/innen nicht signifikant 
gestiegen.
Organspende ist ein sehr kritisches "ema, weil es dazu 
meines Erachtens im o(ziellen Diskurs überhaupt keine 
gesellscha!liche Opposition mehr gibt. 

Wer Organspende bedenklich #ndet, vertritt eine Po-
sition, die o$enbar hart am Rand der Asozialität einge-
ordnet wird. Das erscheint mir ausgesprochen proble-
matisch. Insbesondere, wenn man sich anschaut, dass 
die Grundlagen, auf denen unsere transplantationsme-
dizinischen gesetzlichen Regelungen au)auen, äußerst 
fragwürdig sind, insbesondere, was das Hirntodkonzept 
angeht, das ja aus reinen Zweckmäßigkeitsgründen nur 
einen normativ gesetzten Todeszeitpunkt (innerhalb ei-
nes irreversiblen Sterbeprozesses) de#niert. Ich denke, 
dass wir das "ema tatsächlich gesellscha!lich gründ-
lich diskutieren müssen. Aber eben o$en. Das heißt, dass 
geklärt werden muss, wie sich eine Organspendeerklä-
rung zu einer Patientenverfügung verhält. Es muss auch 
darüber aufgeklärt werden, dass mit der Organspendeer-
klärung in eine intensivmedizinische "erapie mit einer 
Beatmung bis zum Schluss eingewilligt wird. Wir haben 
ja nicht so wenige Organspender/innen, weil – wie im-
mer suggeriert wird – die Leute nur zu faul sind, einen 
Organspendeausweis auszufüllen, sondern es liegt dar-
an, dass sie sich in der kritischen Entscheidungssituation 
heute immer mehr dafür entscheiden, palliativmedizini-
sche Wege zu gehen und nicht mehr die volle Intensiv-
therapie bis zum letzten Atemzug. Wenn man aber pal-
liativmedizinisch behandelt wird, steht man am Ende 
als Organspender/in nicht mehr zur Verfügung. Hier 
zeigt sich also, dass verschiedene bioethische Konzepte 
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und verschiedene bioethische Diskussionsfelder in einen 
Kon'ikt miteinander geraten und der ist nicht vernünf-
tig zu lösen, wenn man das "ema immer nur aus einer 
technokratischen Sicht heraus betrachtet. 

Amnesty International rügt die medizinische Praxis, in-
tersexuelle Kinder bereits kurz nach ihrer Geburt zu 
operieren als einen „fundamentalen Verstoß gegen 
Menschenrechte“. Würden Sie dem zustimmen? 
Dem stimme ich grundsätzlich zu. Wenn man sich die 
Situation von intersexuellen Menschen anschaut, dann 
muss man sich erst einmal klarmachen, worum es hier 
geht. Intersexualität ist keine medizinische Diagnose, 
sondern ein Ausdruck davon, dass der Geschlechter-
dualismus, wie wir ihn kennen und wie er unseren All-
tag durchzieht, eine theoretische Konstruktion ist. Es 
gibt Menschen unterschiedlichen Geschlechts und es 
gibt zahllose Varianten. Menschen, die als intersexuell 
bezeichnet werden und die sich selber als intersexuell 
wahrnehmen, sind Menschen, die aus biologischer Sicht 
weder nur männliche, noch nur weibliche Merkmale 
aufweisen. Die erste Menschenrechtsverletzung, mit der 
diese Menschen konfrontiert sind, ist die, dass ihre Ge-
schlechtlichkeit rechtlich nicht anerkannt wird. Das ist 
eine grundlegende Diskriminierung und nach einer Lö-
sung dieser Verletzung sucht man im Personenstands-
recht vergeblich. Wenn personenstandsrechtlich aner-
kannt wäre, dass es mehr und anderes als nur Männer 
und Frauen, also auch Formen dazwischen gibt, dann 
würde sich das Problem der medizinischen Behandlung 
auch ganz anders stellen. Stellen Sie sich vor, ich wür-
de sagen: Wir haben zu viele Männer und wir brauchen 
mehr Frauen, deswegen werden wir bei Männern zu-
kün!ig erst mal eine Penisamputation machen und eine 
Neovagina anlegen und das machen wir am besten mög-
lichst früh, damit es für sie nicht so belastend ist. Dann 
würde ein Aufschrei des Entsetzens durch die Welt ge-
hen. Kein Mensch käme auf so eine Idee. Warum kommt 
man bei Intersexuellen auf die Idee, dass solche Eingrif-
fe akzeptabel sind? Das sind Operationen, die gemacht 
werden, um eine Normalität herzustellen, die es gar nicht 
gibt, die eine Fiktion ist. Und deswegen denke ich, dass in 
diesem Bereich ganz andere Behandlungsstandards ent-
wickelt werden müssen. Es gibt in anderen Ländern auch 
andere Behandlungsstandards und es muss gelten, was 
ansonsten ja auch gilt – nämlich dass nur medizinisch 
tatsächlich erforderliche Operationen durchgeführt wer-
den, weil nur solche dem Wohl des Kindes als Maßstab 
im Kindscha!s- und Sorgerecht entsprechen. Ich möchte 
in diesem Zusammenhang an den § 1631c BGB erinnern, 
der Eltern eine Einwilligung in eine Sterilisation ihrer 
Kinder verbietet. Genauso können Eltern wohl nicht in 
eine Genitalverstümmelung einwilligen. Genau das wird 
aber im Bereich der frühkindlichen Operationen von In-
tersexuellen gemacht. 

Welche Menschenrechte sehen Sie durch diese Operati-
onspraktik verletzt?
Zunächst einmal natürlich das Recht auf körperliche Un-
versehrtheit. Möglicherweise das Recht auf Menschen-
würde; das hängt davon ab, wie man das genau auslegt. 
In der Behindertenrechtskonvention beispielsweise wer-
den bestimmte Formen der medizinischen Behandlung 
unter dem Aspekt der Folter verboten. Das irritiert sehr, 
weil wir hier landläu#g eine andere Vorstellung von Fol-
ter haben. Es ist aber so, dass eine ohne Einwilligung 
des/der Betre$enden durchgeführte Behandlung, ziem-
lich schmerzha!e weitere Behandlungen nach sich zie-
hen kann, also beispielsweise die Herstellung einer Va-
gina und deren schrittweise Weitung im frühkindlichen 
Alter. Hier kommt man in Bereiche, in denen die Mittel 
durchaus als Folter bezeichnet werden können. Entschei-
dend ist aber für mich: Hier passiert etwas, das aufgrund 
von Entscheidungen Dritter das Leben eines Menschen 
nicht so verlaufen lässt, wie es eigentlich angelegt ist und 
wie es dessen Persönlichkeit entspricht (etwas ganz an-
deres wären Entscheidungen der jeweiligen Personen 
selbst, aber die setzen Einwilligungsfähigkeit voraus). Es 
ist also in erster Linie eine schwerwiegende Persönlich-
keitsrechtsverletzung.

Wie Sie sind viele Jurist/innen nebenberuflich journa-
listisch tätig. Glauben Sie, dass die Vertrautheit mit 
juristischen Problemstellungen, Denkweisen und Ar-
beitstechniken in besonderem Maße zu der Arbeit als 
Journalist/in befähigt?
(lacht) Nein. Sie schadet enorm, weil es für Journalist/
innen nichts Schädlicheres gibt, als die ständige Überle-
gung: Was könnte die Gegenseite dazu sagen? Was Jurist/
innen und Journalist/innen gemeinsam haben, ist ein 
besonderes Verhältnis zur Sprache. Das gilt aber auch 
nur für bestimmte Segmente beider Berufe. Es ist ja kei-
neswegs so, dass Jurist/innen häu#g besonders elegant 
formulieren und auch Journalist/innen können formel-
ha! und hölzern schreiben. Was wir wirklich gemein-
sam haben, ist die Auseinandersetzung mit spannenden 
Geschichten. Wenn ich mir so anschaue, was bei uns in 
der Kanzlei alles jeden Tag passiert, das kann man sich 
als Journalist/in nicht lebendiger wünschen. 

Aber ansonsten sind die Berufe doch ziemlich unter-
schiedlich und ich merke auch, dass sich meine jour-
nalistische Arbeit durch meine juristische Ausbildung 
erheblich verändert hat und für mich auch schwieriger 
geworden ist. Je genauer man sich eine Sache anschaut, 
desto komplexer wird sie, was manchmal im journalis-
tischen Alltag gar nicht so praktisch ist, weil es gar nicht 
mehr so viele Medien gibt, die derart komplexe Sachver-
halte dargestellt haben wollen. Gentests sind dafür ein 
gutes Beispiel: „Ausrottung von behinderten Menschen 
steht bevor“ wäre eine "ema, das ich als Journalist ganz 
ordentlich verkaufen könnte, aber wenn ich schreibe, 
dass es so schlimm wohl nicht kommen wird und ver-
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suche zu erläutern, warum Eltern sich auch gegen ein 
Kind mit Behinderungen entscheiden, weil es viel zu we-
nig Unterstützung dafür gibt, andererseits aber skizzie-
re, dass diese Entscheidung dennoch problematisch ist, 
dann ist das den allermeisten Medien zu unentschieden, 
zu wenig klar.

Was sind Ihre Pläne für die Zukunft?
Ach du liebes Lieschen! Ich werde bald zum dritten Mal 
Vater und die Kinder brauchen erstmal viel Zeit und 
noch mehr starke Nerven, später wollen sie dann, dass 
ich mich wieder mit anderen Fragen beschä!ige, so dass 
mir dann Zeit bleibt, heimlich neugierig zu beobachten, 
ob sie einen juristischen oder journalistischen Weg ein-
schlagen oder etwas ganz anderes machen werden. Dann 
kann ich vielleicht mal irgendein Lebenswerk scha$en, 
beispielsweise ein Buch über die Funktion und Bedeu-
tung von Recht in Richard Wagners „Ring des Nibelun-
gen“ schreiben, naja und dann muss ich vielleicht auch 
meine Regieassistentenkarriere wieder aufgreifen und 
mit einer antideutschen und naturkritischen Inszenie-
rung des „Freischütz“ abschließen… Und dann ist da 

noch die eine oder andere diskriminierende Regelung im 
Sozialrecht, die mich nicht überleben soll, insbesondere 
§ 13 SGB XII, der bewirkt, dass Menschen mit Behinde-
rungen Angst davor haben müssen, gegen ihren Willen 
in ein Heim eingewiesen zu werden, weil ihre ambulante 
Versorgung dem Sozialhilfeträger zu teuer vorkommt.

Haben Sie einen Ratschlag, den Sie den Studieren-
den der Rechtswissenschaft mit auf den Weg geben 
würden?
Ich selbst fand Ratschläge gar nicht so hilfreich … übri-
gens Repetitorien auch nicht, eher langweilig. Und für 
Karteikarten hatte ich zu wenig Ordnungssinn. Es ging 
auch ohne. Aber es ging nicht ohne Lerngruppe. Also: 
Bildet Lerngruppen! Und studiert nicht nur Jura. Man 
kann im Jurastudium die Handhabung von Rechtstech-
niken lernen, das ist auch wichtig, aber man kann nicht 
lernen, ein/e gute/r Jurist/in zu werden. Das verlangt, 
dass man noch möglichst viele andere Erfahrungen au-
ßerhalb des Studiums gesammelt hat. 

Die Fragen stellten: Tobias Schliemann und Christian 
Marchlewitz
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